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Stadt Rödermark Drucksache Nr.: DS/145/26-2 
Antrag vom 19.10.2026 Einreicher/in: FDP-Fraktion 
öffentlich 
 
 
Antrag der FDP-Fraktion: Änderung der Geschäftsordnung der Stadt 
Rödermark: Einfügung eines neuen § 26a – Bild- und Tonübertragung 
öffentlicher Sitzungen 

NEUFASSUNG 

Antragstellung: Hans Gensert, Tobias Kruger 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Datum Ö/N 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
(Vorberatung) 29.10.2026 Ö 

Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark 
(Entscheidung) 10.11.2026 Ö 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich grundsätzlich, speziell auch mit Blick 
auf die niedrigschwellige und barrierearme Transparenz der kommunalpolitischen 
Entscheidungsprozesse, für die baldmöglichste Bild- und Tonübertragung 
(Livestream/Liveübertragung) aus den öffentlichen Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark aus. 
 

2. Die Videodateien der Stadtverordnetenversammlungen sollen zeitnah nach 
Beendigung des jeweiligen Livestreams auf Facebook und der Webseite der Stadt 
Rödermark (sowie gegebenenfalls zukünftig auch ergänzend dazu noch auf weiteren 
seriösen und populären Plattformen) dauerhaft für die Bürgerinnen und Bürger zur 
Verfügung gestellt werden. 
 

3. Die Realisierung der Livestream-Übertragung sowie Bearbeitung der Dateien für die 
spätere Archivierung und dauerhafte Zurverfügungstellung der Videodateien soll 
bevorzugt beziehungsweise nach Möglichkeit unter Zuhilfenahme/Beauftragung eines 
professionellen privaten Dritten (Anbieters) mit einschlägiger Erfahrung und 
technischer Ausstattung geschehen. 
 

4. Der Magistrat wird beauftragt, zu prüfen und in Form eines ausführlichen schriftlichen 
Berichts im HFW-Ausschuss darzustellen, wie Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung zukünftig im Sinne der vorstehenden Ziffern per 
Livestream übertragen und danach online zur Verfügung gestellt werden können. 
Dabei sind unter anderem die nachstehenden Aspekte (vergleichend, ob in 
Eigenerledigung, durch einen Dritten oder in Zusammenarbeit mit einem Dritten) 
umfassend zu beleuchten: 
 
a. Die Voraussetzungen in Bezug auf die technische Hardware.  
b. Die personellen und organisatorischen Voraussetzungen. 
c. Die rechtlichen Rahmenbedingungen inklusive eventuell nötiger Satzungs-

änderungen. 
d. Die finanziellen Konditionen. 
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e. Die Voraussetzungen zur Übertragung und Zurverfügungstellung via Webseite, 
Facebook, usw. 
 

5. Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, zur (anteiligen) 
Gegenfinanzierung (über den Gesamthaushalt) der Liveübertragung aus den 
öffentlichen Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung die 
Aufwandsentschädigung („Sitzungsgeld“) für politische Sitzungen (§ 3 Abs. 1 der 
Entschädigungssatzung der Stadt Rödermark) um 5 € zu reduzieren. Ein 
entsprechender Satzungsänderungsvorschlag soll durch den Magistrat vorbereitet und 
zusammen mit dem schriftlichen Bericht (siehe vorstehende Ziffer 4.) dem HFW 
vorgelegt werden. 
 

 
 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 
 
 
Anlage/n: 
Keine 
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